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Streit um den Bundeshaushalt

M1 Stimmen zum Streit über den Bundeshaushalt

In der Diskussion um den Bundeshaushalt gibt es innerhalb der Ampelregierung unterschiedliche Meinungen. Bundesfinanzminister Christian Lindner (FDP) verteidigt die Schuldenbremse, möchte den Bund auf Sparkurs bringen und verdeutlicht seine Haltung dazu klar gegenüber dem SPD-Vorsitzenden Lars Klingbeil: „Für höhere Steuern und die Abschaffung der Schuldenbremse müsste er [Lars Klingbeil] eine Mehrheit jenseits der FDP suchen.“

Die SPD möchte sich wiederum für Investitionen und soziale Sicherheit einsetzen und positioniert sich gegen die Schuldenbremse: „Unser Staatshaushalt darf kein Sparhaushalt sein, sondern muss die soziale, innere und äußere Sicherheit sichern und unverzichtbare Investitionen schaffen“ (Achim Post, SPD).

Auch die Grünen sind gegen Lindners Sparkurs, wie der Grünen-Abgeordnete Andreas Audretsch betont: „Wir können uns ein Kaputtsparen nicht leisten. Das wird es mit uns nicht geben.“

Die Uneinigkeit der Ampelregierung über die Zusammensetzung des Bundeshaushalts führte auch seitens der Opposition zu starker Kritik. CSU-Chef Markus Söder äußerte sich auf der Plattform „X“ folgendermaßen zu den Plänen der Regierung: „Der Bundeshaushalt ist löchrig wie ein Schweizer Käse.“


M2 Streit um den Bundeshaushalt: Genese

In den Jahren 2023 und 2024 wurde der Streit um den Bundeshaushalt in Deutschland durch eine Reihe besonderer Entwicklungen und Herausforderungen geprägt. Ein wesentlicher Faktor war die anhaltende wirtschaftliche Unsicherheit infolge der COVID-19-Pandemie und des Ukraine-Krieges. Beide Krisen hatten erhebliche Auswirkungen auf die öffentlichen Finanzen, da der Staat mit großen Ausgaben versucht hat, die Auswirkungen der Krisen abzumildern.

Bundeshaushalt 2023 (Ausgangspunkt des Streits)
Im Jahr 2023 stand die Bundesregierung unter erheblichem Druck, Maßnahmen zur wirtschaftlichen Erholung zu finanzieren. Die hohen Kosten für Corona-Hilfspakete und Energiepreisbremsen hatten die Staatskassen bereits stark belastet. Zudem sah sich die Regierung mit der Notwendigkeit konfrontiert, Investitionen in Zukunftsbereiche wie Digitalisierung und Klimaschutz zu tätigen. Dies führte zu intensiven Diskussionen innerhalb der Koalitionsregierung, bestehend aus SPD, Grünen und FDP, über die Priorisierung der Ausgaben.

Ein weiteres kontroverses Thema war die Rückkehr zur Schuldenbremse, die aufgrund der Pandemie vorübergehend ausgesetzt worden war. Finanzminister Christian Lindner (FDP) und seine Partei drängten darauf, die Neuverschuldung zu reduzieren und die im Grundgesetz verankerte Schuldenbremse ab 2023 wieder einzuhalten. Dies stieß auf Widerstand bei den Koalitionspartnern SPD und Grüne, die weiterhin hohe Investitionen für notwendig hielten. Die Opposition in Form der CDU kritisierte den Haushaltsentwurf als unausgewogen und warf der Regierung mangelnde Sparsamkeit vor.

Bundeshaushalt 2024
Im Jahr 2024 verschärfte sich der Streit um den Bundeshaushalt weiter. Die wirtschaftlichen Herausforderungen blieben bestehen und die Auswirkungen der Energiekrise waren weiterhin spürbar. Die Bundesregierung musste einen Weg finden, die ambitionierten Klimaziele zu finanzieren, ohne die wirtschaftliche Stabilität zu gefährden. Dies führte zu hitzigen Debatten über die Besteuerung von Unternehmen und Vermögenden sowie über die Notwendigkeit weiterer staatlicher Subventionen.

Das Bundesverfassungsgericht entschied 2023 aufgrund einer Klage der CDU über die Rechtmäßigkeit der Haushaltsführung der Bundesregierung im Kontext der Aussetzung der Schuldenbremse wegen der COVID-19-Pandemie und den Nachtragshaushalt 2021. Konkret ging es darum, ob die Bundesregierung die im Grundgesetz verankerte Schuldenbremse in einer Weise ausgesetzt hatte, die mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben vereinbar war.
Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Haushalt 2021 hatte weitreichende Konsequenzen für die deutsche Haushaltspolitik. Es führte zu einer strengeren Auslegung der Schuldenbremse, erhöhter Transparenz und intensiveren politischen Debatten. Diese Veränderungen prägten die Haushaltsverhandlungen und die fiskalpolitischen Entscheidungen der Bundesregierung in den Jahren 2023 und 2024 erheblich.


M3 Neuauflage des Streits im Frühjahr 2024

Auch die Verhandlungen bezüglich des Bundeshaushalts für das Jahr 2025 stehen im Kontext des Urteils des Bundesverfassungsgerichts und drohen zum Sprengstoff für die Ampelkoalition zu werden. Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD), Wirtschaftsminister Robert Habeck (Grüne) und Finanzminister Christian Lindner (FDP) haben lange gerungen, um den Haushalt für das Jahr 2025 zu gestalten. Dabei geht es um eine Haushaltslücke von etwa 17 Milliarden Euro, die aufgrund gestiegener finanzieller Anforderungen, etwa für die Sicherheitspolitik und gleichzeitige Einhaltung der Schuldenbremse, entstanden ist. Insbesondere der Bereich Soziales und die Schuldenbremse sind Streitpunkte. Während die Schuldenbremse vor allem für die FDP nicht zur Debatte steht, könnten Maßnahmen zur Stärkung der Treffsicherheit der Sozialausgaben den Handlungsbedarf reduzieren. Eine Kürzung in diesem Bereich wird von der SPD abgelehnt. Die Grünen lehnen wiederum Kürzungen im Bereich der Klimapolitik ab. 

1	a) Fasse die Zitate in M1 zusammen und formuliere Vermutungen, worum es bei dem Streit über den Bundeshaushalt geht.
	b) Recherchiere weitere Aussagen zum Bundeshaushalt. 
2	Erkläre, warum es zum Streit über den Bundeshaushalt gekommen ist (M2).
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3	Untersucht die Materialien im Hinblick auf unklare Begrifflichkeiten. Sammelt diese und versucht anschließend mithilfe einer KI-Anwendung eine kurze Erklärung zu verfassen. 
4	Recherchiere den aktuellen Stand bezüglich der Verhandlungen zum Bundeshaushalt 2025 (M3).
5	„Mehr Schulden“ oder „Sparhaushalt“? Nimm spontan Stellung zu dieser Frage.
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